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Kleine Anfrage 990 
der Abgeordneten Lars Günther (AfD-Fraktion) und Erik Pardeik (AfD-Fraktion) 

an die Landesregierung 

Geplante Erweiterung der Kompostieranlage Hennickendorf zu einem Biomassezent-
rum – Versäumnisse der Aufsicht und Auswirkungen auf Umwelt und Bevölkerung 

Nach öffentlich zugänglichen Informationen beabsichtigt die Berliner Stadtreinigung (BSR), 
die bestehende Kompostieranlage in Hennickendorf erheblich auszubauen und zu einem 
Biomassezentrum mit deutlich erhöhter Verarbeitungskapazität weiterzuentwickeln. In die-
sem Zusammenhang ist von einer erheblichen Stoffstromverlagerung auszugehen, bei der 
künftig in großem Umfang Bioabfälle – insbesondere aus Berlin – im Land Brandenburg 
behandelt werden sollen. 
 
Diese Planungen stoßen sowohl lokal als auch überregional auf erhebliche Kritik. Insbeson-
dere werden zusätzliche Verkehrsbelastungen, unzureichend gelöste Geruchs- und Emis-
sionsprobleme sowie eine unzureichende Berücksichtigung der Interessen der betroffenen 
Kommunen befürchtet. 
 
Besonders kritisch ist, dass bereits seit Jahren bestehende Anordnungen des Landesamtes 
für Umwelt Brandenburg zur technischen Nachrüstung der Anlage offenbar nicht umgesetzt 
wurden, ohne dass dies bislang zu erkennbaren Konsequenzen geführt hat. Vor diesem 
Hintergrund entsteht der Eindruck eines unzureichenden Vollzugs umweltrechtlicher Vorga-
ben sowie eines mangelhaften aufsichtsrechtlichen Einschreitens. 
 
Wir fragen die Landesregierung: 

1. Seit wann liegen dem Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz sowie 
dem Landesamt für Umwelt (LfU) welche konkreten Erkenntnisse zum Antrag der Ber-
liner Stadtreinigung (BSR) auf „Modernisierung der Bio-Kompostieranlage Hennicken-
dorf zu einem Biomassezentrum“ (Bebauungsplan 53 „Biomassezentrum Hennicken-
dorf“) vor und wie wurden diese bislang bewertet? 

2. Welche Genehmigungen wurden seit 1997 für die Kompostieranlage Hennickendorf 
bislang erteilt – bitte mit Angabe der Laufzeit und der genehmigten Kapazitäten sowie 
der eingesetzten Verfahren (aerobes Rottungsverfahren, ggf. Biogasanlage und Block-
heizkraftwerk) – und welche Behörden waren hierfür jeweils verantwortlich? 
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3. Warum wurden die Anordnungen des Landesamtes für Umwelt Brandenburg vom  
18. März 1997, 7. August 2007 und 30. Mai 2023 – insbesondere hinsichtlich Über-
dachung und Einhausung der Anlage – bis heute nicht umgesetzt und aus welchen 
Gründen hat die zuständige Aufsicht dies über Jahre hinweg hingenommen? 

4. Welche konkreten Maßnahmen hat das zuständige Ministerium im Rahmen seiner 
Fach- und Rechtsaufsicht bislang ergriffen, um die Einhaltung umweltrechtlicher Vor-
gaben durchzusetzen, und warum haben diese nicht zur Umsetzung der angeordneten 
Maßnahmen geführt? 

5. Inwieweit sieht die Landesregierung aufgrund der fortgesetzten Nichtumsetzung be-
hördlicher Anordnungen die Voraussetzungen für aufsichtsrechtliche Maßnahmen bis 
hin zur Einschränkung oder Untersagung des Anlagenbetriebs als gegeben an? 

6. Welche konkreten Maßnahmen wird das Umweltministerium im Rahmen seiner Fach- 
und Rechtsaufsicht ergreifen, um die Modernisierung einer aeroben Kompostieranlage 
mit Rottungsverfahren zu einer industriellen Großanlage mit neuem technologischen 
Verfahren (anaeroben Gärungsverfahren), mit neuer Biogasanlage, neuem Gasspei-
cher und Blockheizkraftwerk mit bisher unbekannten Kapazitätswerten in unmittelbarer 
Nähe zu einem FFH-Gebiet (Lange Dammwiesen und Unteres Annatal) sowie naher 
Wohnbebauung genehmigungsrechtlich zu begleiten und in verträglicher Weise für 
Landschaft und Anwohner abzusichern? 
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Antwort  
der Landesregierung  

auf die Kleine Anfrage Nr. 990  

der Abgeordneten Lars Günther (AfD-Fraktion) und Erik Pardeik (AfD-Fraktion) 
Drucksache 8/2703   

Geplante Erweiterung der Kompostieranlage Hennickendorf zu einem Biomassezent-

rum – Versäumnisse der Aufsicht und Auswirkungen auf Umwelt und Bevölkerung  

Namens der Landesregierung beantwortet die Ministerin für Land- und Ernährungswirt-
schaft, Umwelt und Verbraucherschutz die Kleine Anfrage wie folgt: 

Vorbemerkung der Fragesteller: 
Nach öffentlich zugänglichen Informationen beabsichtigt die Berliner Stadtreinigung (BSR), 
die bestehende Kompostieranlage in Hennickendorf erheblich auszubauen und zu einem 
Biomassezentrum mit deutlich erhöhter Verarbeitungskapazität weiterzuentwickeln. In die-
sem Zusammenhang ist von einer erheblichen Stoffstromverlagerung auszugehen, bei der 
künftig in großem Umfang Bioabfälle – insbesondere aus Berlin – im Land Brandenburg 
behandelt werden sollen. 
 
Diese Planungen stoßen sowohl lokal als auch überregional auf erhebliche Kritik. Insbeson-
dere werden zusätzliche Verkehrsbelastungen, unzureichend gelöste Geruchs- und Emis-
sionsprobleme sowie eine unzureichende Berücksichtigung der Interessen der betroffenen 
Kommunen befürchtet. 
 
Besonders kritisch ist, dass bereits seit Jahren bestehende Anordnungen des Landesamtes 
für Umwelt Brandenburg zur technischen Nachrüstung der Anlage offenbar nicht umgesetzt 
wurden, ohne dass dies bislang zu erkennbaren Konsequenzen geführt hat. Vor diesem 
Hintergrund entsteht der Eindruck eines unzureichenden Vollzugs umweltrechtlicher Vorga-
ben sowie eines mangelhaften aufsichtsrechtlichen Einschreitens. 
 
 
Vorbemerkung der Landesregierung: 
Informationen, nach denen die Berliner Stadtreinigungsbetriebe (BSR) einen Ausbau im 
Sinne einer Kapazitätserhöhung planen, liegen dem Ministerium für Land- und Ernährungs-
wirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz (MLEUV) oder dem Landesamt für Umwelt (LfU) 
nicht vor. Vorgesehen sind derzeit die Einhausung bestimmter Bereiche sowie die Abluftfas-
sung und -behandlung. Diese Maßnahmen sind Gegenstand der nachträglichen Anordnung 
vom 30.05.2023 und sollen den Betrieb nach dem Stand der Technik zur Reinhaltung der 
Luft sicherstellen.  
 
Für das notwendige immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren dieser Maßnah-
men ist der derzeit in Aufstellung befindliche Bebauungsplan 53 erforderlich. Die veröffent-
lichten Planungsunterlagen hierfür beschreiben weiterhin für eine ggf. spätere Änderung der 
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Anlage eine Biogasanlage und ein Blockheizkraftwerk (BHKW). Diese sind am Standort 
keine neuen technologischen Verfahren, sondern wurden bereits in der Vergangenheit be-
trieben.  
 
Eine Änderung der derzeit zulässigen Kapazität der Kompostierungsanlage von 87.600 t/a 
ist nach den öffentlich zugänglichen Informationen der BSR sowie der Gemeinde Rüders-
dorf explizit nicht vorgesehen. Auch die veröffentlichte Begründung zum Bebauungsplan 
(Entwurf 10/2025) benennt als Ziel der Planung einen Ausbau des Standortes im Rahmen 
der genehmigten Mengen. 
 

1. Seit wann liegen dem Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz sowie 
dem Landesamt für Umwelt (LfU) welche konkreten Erkenntnisse zum Antrag der Ber-
liner Stadtreinigung (BSR) auf „Modernisierung der Bio-Kompostieranlage Hennicken-
dorf zu einem Biomassezentrum“ (Bebauungsplan 53 „Biomassezentrum Hennicken-
dorf“) vor und wie wurden diese bislang bewertet? 

 
Zu Frage 1: 
Dem LfU liegen seit Anfang 2024 erste Informationen zu dem Vorhaben der BSR vor. In 
Vorgesprächen wurde das Vorhaben vorgestellt, erforderliche Unterlagen geklärt und Ver-
fahrensabläufe vorbereitet. Ein Antrag zur wesentlichen Änderung der Anlage nach § 16 des 
Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG) liegt derzeit nicht vor. Das LfU wurde weiter-
hin im Februar 2025 als Träger öffentlicher Belange zum Vorentwurf des Bebauungsplans 
Nr. 53 beteiligt und gab eine Stellungnahme dazu ab. Im Dezember 2025 erhielt das MLEUV 
Kenntnis vom Billigungsbeschluss der Gemeinde Rüdersdorf zum Entwurf des Bebauungs-
plans Nr. 53 vom 18.12.2025. Dieser bildet die planungsrechtliche Grundlage zur Umset-
zung der geforderten Einhausung sowie Abluftfassung und -behandlung. Insofern wird er 
befürwortet, da mit der Umsetzung dieser Maßnahmen die von der Anlage ausgehenden 
Umwelteinwirkungen reduziert werden. 

2. Welche Genehmigungen wurden seit 1997 für die Kompostieranlage Hennickendorf 
bislang erteilt – bitte mit Angabe der Laufzeit und der genehmigten Kapazitäten sowie 
der eingesetzten Verfahren (aerobes Rottungsverfahren, ggf. Biogasanlage und Block-
heizkraftwerk) – und welche Behörden waren hierfür jeweils verantwortlich? 

 
Zu Frage 2: 
Mit Datum vom 19.03.1997 wurde durch das damalige Amt für Immissionsschutz eine Ge-
nehmigung nach § 4 BImSchG zur Errichtung und zum Betrieb einer Kompostanlage 
(< 10 t/h) erteilt. Am 25.03.2010 wurden durch das Landesumweltamt die Errichtung und 
der Betrieb einer Biogasanlage (Gasspeicher 1.050 m³) und zweier BHKW (jeweils < 1 MW 
Feuerungswärmeleistung) nach § 4 BImSchG genehmigt. Immissionsschutzrechtliche Ge-
nehmigungen werden unbefristet erteilt. Nach mehrjährigem Nichtbetrieb ist die Genehmi-
gung für die Biogasanlage und die BHKW jedoch mit Wirkung vom 08.08.2025 erloschen. 

3. Warum wurden die Anordnungen des Landesamtes für Umwelt Brandenburg vom  
18. März 1997, 7. August 2007 und 30. Mai 2023 – insbesondere hinsichtlich Über-
dachung und Einhausung der Anlage – bis heute nicht umgesetzt und aus welchen 
Gründen hat die zuständige Aufsicht dies über Jahre hinweg hingenommen? 
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Zu Frage 3: 
Eine Anordnung des LfU vom 18.03.1997 besteht nicht. Die Anlage wurde erst am 
19.03.1997 genehmigt.  

Die Anordnung vom 07.08.2007 wurde vom damaligen Betreiber beklagt und konnte dem-
nach zunächst nicht vollzogen werden. Inhalt war eine Bodenabdichtung zur Verringerung 
von Sickerwassereinträgen. Das Verfahren endete beim Oberverwaltungsgericht mit einem 
öffentlich-rechtlichen Vertrag zwischen dem damaligen Betreiber und dem LfU. Dieser 
wurde nach Übernahme der Anlage durch die BSR erfüllt.  

Die Anordnung vom 30.05.2023 umfasst unter anderem die oben beschriebe Einhausung 
sowie die Abluftfassung und -behandlung. Die hierin festgelegte Umsetzungsfrist (12/2026) 
ist noch nicht abgelaufen. Sie entspricht der allgemeinen Sanierungsfrist der Technischen 
Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft) aus 2021. 

4. Welche konkreten Maßnahmen hat das zuständige Ministerium im Rahmen seiner 
Fach- und Rechtsaufsicht bislang ergriffen, um die Einhaltung umweltrechtlicher Vor-
gaben durchzusetzen, und warum haben diese nicht zur Umsetzung der angeordneten 
Maßnahmen geführt? 

5. Inwieweit sieht die Landesregierung aufgrund der fortgesetzten Nichtumsetzung be-
hördlicher Anordnungen die Voraussetzungen für aufsichtsrechtliche Maßnahmen bis 
hin zur Einschränkung oder Untersagung des Anlagenbetriebs als gegeben an? 

6. Welche konkreten Maßnahmen wird das Umweltministerium im Rahmen seiner Fach- 
und Rechtsaufsicht ergreifen, um die Modernisierung einer aeroben Kompostieranlage 
mit Rottungsverfahren zu einer industriellen Großanlage mit neuem technologischen 
Verfahren (anaeroben Gärungsverfahren), mit neuer Biogasanlage, neuem Gasspei-
cher und Blockheizkraftwerk mit bisher unbekannten Kapazitätswerten in unmittelbarer 
Nähe zu einem FFH-Gebiet (Lange Dammwiesen und Unteres Annatal) sowie naher 
Wohnbebauung genehmigungsrechtlich zu begleiten und in verträglicher Weise für 
Landschaft und Anwohner abzusichern? 

 
Zu den Fragen 4 bis 6: 
Wie in der Antwort zu Frage 3 dargestellt, liegen keine Verstöße gegen vollziehbare Festle-
gungen umweltrechtlicher Vorgaben vor. Somit ist kein Vollzugdefizit des LfU erkennbar. 
Weder in der Vergangenheit noch aktuell waren bzw. sind Maßnahmen des MLEUV erfor-
derlich.  
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ANFRAGE AN DEN/DIE
KREISTAG/KREISVERWALTUNG MÄRKISCH ODERLAND

Einreicher: Erik Pardeik MdL AfD-Fraktion Märkisch-Oderland

Datum: 15.01.2026

Kreistagsanfrage an den Landrat des Landkreises Märkisch-Oderland Thema: Sachstand
und Bewertung des geplanten „Biomassezentrums“ in Rüdersdorf bei Berlin OT
Hennickendorf – verkehrliche, umwelt- und gesundheitsbezogene Auswirkungen sowie
Beteiligung kommunaler Interessen

Sehr geehrter Herr Landrat,

im Rahmen der kommenden Sitzung des Kreistages stelle ich hiermit folgende schriftliche
Anfrage gemäß § 12 der Geschäftsordnung des Kreistages Märkisch-Oderland. Ziel ist es,
dem Kreistag eine fundierte Grundlage für die öffentliche Diskussion und für mögliche
politische Schlussfolgerungen zum Planungsverfahren eines Biomassezentrums in
Hennickendorf zur Verfügung zu stellen.

Sachverhalt:
Nach öffentlich zugänglichen Informationen ist beabsichtigt, die bestehende Kompostieranlage
in Hennickendorf signifikant zu erweitern und dort künftig große Mengen Bioabfall –
insbesondere aus Berlin – zu verarbeiten (Stoffstromverlagerung mit einem regionalen
Einzugsgebiet einschließlich der Bundeshauptstadt). Ergänzende lokale und überregionale
Bedenken adressieren mögliche verkehrliche Mehrbelastungen, Geruchs- und
Emissionsproblematiken sowie die Berücksichtigung kommunaler Interessen.

Auf dieser Grundlage bitte ich um schriftliche und sachliche Beantwortung der
folgenden Fragen:

1. Planungs- und Genehmigungsstand
a) Welcher konkrete Planungs- und Genehmigungsstand besteht aktuell zu dem Vorhaben
(Bebauungs-/Planfeststellungsverfahren, Verfahrenszuständigkeiten, beteiligte Behörden)?

b) Welche Fristen und Verfahrensschritte sind bislang abgeschlossen, und welche stehen
noch aus (inkl. Beteiligungsverfahren)?

2. Verkehrliche Bewertung
a) Wie viele Lkw-Anlieferungen pro Tag/Monat werden nach der aktuellen Planungsannahme
erwartet, und welche Straßen im Landkreis wären hiervon voraussichtlich wie stark betroffen?
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b) Welche verkehrssicherheits- und verkehrsinfrastrukturbezogenen Bewertungen liegen
hierzu vor (z. B. Belastung für Kreis- und Gemeindestraßen, Notwendigkeit von
Straßenausbaumaßnahmen)?

3. Umwelt- und Gesundheitsaspekte
a) Welche Einschätzungen zur Emissions- und Geruchssituation (unzureichend belüftete
Kompostierungs-/Vergärungsprozesse, mögliche Bioaerosole) liegen vor und in welchem
Maße sind diese Gegenstand verwaltungsinterner oder externer fachlicher Prüfungen?

b) Welche umweltrechtlichen Vorgaben (z. B. Immissionsschutz, Immissionsrichtwerte) sind
aktuell relevant, und inwieweit sind Maßnahmen zur Einhaltung bereits festgelegt oder
geprüft?

4. Kommunale Interessen und Beteiligung
a) In welcher Weise wurden/werden die betroffenen Gemeinden (z. B. Rüdersdorf, Rehfelde,
Lichtenow) und der Landkreis im Verfahren beteiligt?

b) Liegen Einschätzungen über mögliche kommunale Belastungen (Lebensqualität,
Wertentwicklung von Grundstücken) sowie kommunale Nutzenaspekte (z. B.
Gewerbesteuerwirkungen) vor?

5. Verwaltungsinterne Bewertung und Schlussfolgerungen
a) Welche verwaltungsinterne Bewertung des Projektvorhabens ergibt sich aus Sicht der
Landkreisverwaltung hinsichtlich Chancen und Risiken für die kreisliche Entwicklung?

b) Welche Schlussfolgerungen sieht die Kreisverwaltung vor dem Hintergrund der
Interessenlage im Landkreis?

Ich bitte um Übermittlung der Antworten in schriftlicher Form vor der nächsten
Kreistagssitzung und um Ergänzung um relevante Unterlagen/Verweis auf entsprechende
Beschluss- oder Informationsvorlagen im Ratsinformationssystem des Kreistages Märkisch-
Oderland.

Mit freundlichen Grüßen
Erik Pardeik MdL



Landkreis Märkisch-Oderland
Der Landrat

r Landratsamt - Puschkinplatz 12 - 15306 See low 1 Fachbereich: IV

Amt: Büro Landrat

AfD-Fraktion Märkisch-Oderland Fachdienst:

Herr Erik Pardeik MdL Dienstort: See low

Auskunft erteilt: Frau Boss

Durchwahl: 03346 850-6001

Telefax: 03346 420

E-Mail: buero_landrat@landkreismol.de

AZ:

See low, 05.02.2026

Anfrage gemäß der Geschäftsordnung des Kreistages Märkisch-Oderland:
Sachstand und Bewertung des geplanten „Biomassezentrums" in Rüdersdorf bei
Berlin OT Hennickendorf — verkehrliche, umwelt- und gesundheitsbezogene
Ausw irkungen sow ie Beteiligung kommunaler Interessen
hier: Ihr Schreiben vom 15.01.2026

Sehr geehrter Herr Pardeik,

1. P lanungs- und Genehmigungsstand
a) Welcher konkrete Planungs- und Genehmigungsstand besteht aktuell zu dem

Vorhaben (Bebauungs-/Planfeststellungsverfahren, Verfahrenszuständigkeiten,
beteiligte Behörden)?

Bei der bestehenden Kompostieranlage in Hennickendorf handelt es sich urn einen
bundesimmissionsschutzrechtlich genehmigten Anlagenbetrieb, eine
Abfallentsorgungsanlage nach der lfd. Nr. 8.5 des Anhanges 1 der 4. BImSchV*.
Gegenwärtig läuft ein B-Plan-Verfahren (Vorentwurf) zur Erweiterung zu einem
„Biomassezentrum". Für die Prüfung von Anträgen/ die Erteilung von Genehmigungen
wegen beabsichtigter (insb. wesentlichen) Änderungen/ Ergänzungen/ Erweiterungen
dieser Kompostieranlage ist nach dem BImSch-Recht das Landesumweltamt des Landes
Brandenburg (LfU) die zuständige Behörde. Das LfU ist vollständig für abfallrechtliche
Belange zuständig, s. lfd. Nr. 1.23.7 AbfBodZV**.

b) Welche Fristen und Verfahrensschritte sind bislang abgeschlossen, und welche
stehen noch aus (inkl. Beteiligungsverfahren)?

Verfahrensträger ist die Gemeinde. Eine Sachstandabfrage über die Gemeinde wird an
dieser Ste Ile empfohlen.

Allgemeine Sprechzeiten: Dienstag 09:00 - 12:00 und 13:00 - 18:00 Uhr Freitag 09:00 - 12:00 Uhr. Für den
verbindlichen elektronischen Rechtsverkehr mit dem Landkreis Märkisch-Oderland steht Ihnen die E-Mail-Adresse
poststelle@landkreismol.de zur Verfügung. Informationen unter: http://www.maerkisch-oderland.de/kontakt. Al le
anderen E-Mail-Adressen dienen nur zum Empfang einfacher Mitteilungen ohne Signatur. Internet: www.maerkisch-
oderland.de



2. Verkehrliche Bewertung a) Wie viele Lkw-Anlieferungen pro Tag/Monat werden
nach der aktuellen Planungsannahme erwartet, und welche Straßen im Landkreis
wären hiervon voraussichtlich wie stark betroffen? b) Welche verkehrssicherheits-
und verkehrsinfrastrukturbezogenen Bewertungen liegen hierzu vor (z. B. Belastung
für Kreis- und Gemeindestraßen, Notwendigkeit von Straßenausbaumaßnahmen)?

Es wird empfohlen, diesen Fragenkomplex an das LfU Referat T23 (Technische
Überwachung) oder T13 (Genehmigungsverfahrensstelle Ost) zu richten.

3. Umwelt- und Gesundheitsaspekte
a) Welche Einschätzungen zur Emissions- und Geruchssituation (unzureichend
belüftete Kompostierungs-/Vergärungsprozesse, mögliche Bioaerosole) liegen vor
und in welchem Maße sind diese Gegenstand verwaltungsinterner oder externer
fachlicher Prüfungen?
b) Welche umweltrechtlichen Vorgaben (z. B. Immissionsschutz,
Immissionsrichtwerte) sind aktuell relevant, und inwieweit sind Maßnahmen zur
Einhaltung bereits festgelegt oder geprüft?

Gemäß § 7 (1) Brandenburgisches Naturschutzausführungsgesetz (BbgNatSchAG) i.V.m.
§ 1 (3) Naturschutzzuständigkeitsverordnung (NatSchZustV) ist das Landesamt für
Umwelt (LfU) für alle naturschutzrechtlichen Entscheidungen und Maßnahmen, die in
Bezug auf das Vorhaben nach Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) zu treffen
sind, zuständig. Daher ist in Bezug auf Immissionen das LfU zu beteiligen.

Aufgrund der Nutzung des Begriffs „Gesundheitsaspekte, wurde der Punkt 3 im
Fachdienst Hygiene und Umweltmedizin dennoch allgemein geprüft, mit folgendem
Ergebnis:
Dem Fachdienst liegen keine sog. „Umweltverträglichkeitsprüfungen/ -gutachten" vor.
Diese werden u.a. vom LfU in Auftrag gegeben.

4. Kommunale Interessen und Beteiligung
a) In welcher Weise wurden/werden die betroffenen Gemeinden (z. B. Rüdersdorf,

Rehfelde, Lichtenow) und der Landkreis im Verfahren beteiligt?
b) Liegen Einschätzungen über mögliche kommunale Belastungen (Lebensqualität,

Wertentwicklung von Grundstücken) sowie kommunale Nutzenaspekte (z. B.
Gewerbesteuerwirkungen) vor?

Das Verfahren wird durch die Gemeinde selbst geführt. Der Landkreis Märkisch-Oderland
wurde im Rahmen des B-Plan-Verfahrens beteiligt, um zum Vorentwurf Stellungnahmen
abzugeben.

5. Verwaltungsinterne Bewertung und Schlussfolgerungen
a) Welche verwaltungsinterne Bewertung des Projektvorhabens ergibt sich aus Sicht der
Landkreisverwaltung hinsichtlich Chancen und Risiken für die kreisliche Entwicklung?

Aus wasserrechtlicher Sicht wäre bei der Umsetzung einer späteren BImsch-
Änderungsgenehmigung eine Verbesserung des Gesamtzustandes zu erwarten, da in
Großteil der Haufwerke, die ein entsprechendes Potential zur Auswaschung von Stoffen
haben, vor dem Zutritt von Niederschlagswasser geschützt wären.

b) Welche Schlussfolgerungen sieht die Kreisverwaltung vor dem Hintergrund der
Interessenlage im Landkreis?
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Eine belastbare Schlussfolgerung kann erst auf Grundlage der konkreten Antrags- und
Gutachtenlage im weiteren Verfahren erfolgen.

Mit f

Gelmot Schmidt
Landrat
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